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1701/2016
Gesetz 

zur Änderung des Landesbeamtengesetzes *)
Vom 14. Oktober 2016

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1 
Änderung des Landesbeamtengesetzes

Das Landesbeamtengesetz vom 26. März 2009 
(GVOBl. Schl.-H. S. 93, ber. S. 261), zuletzt geän-
dert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 21. Juli 
2016 (GVOBl. Schl.-H. S. 597), wird wie folgt ge-
ändert:

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:

a) Die Überschrift zu § 85 erhält folgende Fassung:

„§ 85  Inhalt der Personalakten, Zugang zu 
Personalakten, ersetzendes Scannen“

b) Nach der Überschrift zu § 89 wird die fol-
gende Überschrift eingefügt:

„§ 89 a  Verarbeitung von Personalaktenda-
ten im Auftrag“

2. § 85 wird wie folgt geändert:

a) Die Überschrift erhält folgende Fassung

„§ 85  Inhalt der Personalakten, Zugang zu 
Personalakten, ersetzendes Scannen“

b) Es wird folgender Absatz 6 angefügt:

„(6) Soweit Personalakten teilweise oder aus-
schließlich elektronisch geführt werden, wer-
den Papierdokumente in elektronische Doku-
mente übertragen und in der elektronischen 
Akte gespeichert. Dabei ist entsprechend dem 
Stand der Technik sicherzustellen, dass die 
elektronischen Dokumente mit den Papierdo-
kumenten bildlich und inhaltlich übereinstim-
men, wenn sie lesbar gemacht werden. Nach 
der Übertragung in elektronische Dokumente 
sollen diese Papierdokumente vernichtet wer-
den, sobald ihre weitere Aufbewahrung nicht 
mehr aus rechtlichen Gründen oder zur Quali-
tätssicherung des Übertragungsvorgangs er-
forderlich ist. § 89 a gilt entsprechend.“

3. Es wird folgender § 89 a eingefügt:

„§ 89 a 
Verarbeitung von Personalaktendaten 

im Auftrag

(1) Die Verarbeitung von Personalaktendaten 
im Auftrag der personalverwaltenden Be-
hörde ist zulässig,

1. soweit sie erforderlich ist

a) für die automatisierte Erledigung von 
Aufgaben oder

b) zur Verrichtung technischer Hilfstätig-
keiten durch automatisierte Einrichtun-
gen, und

2. wenn der Auftraggeber die Einhaltung der 
beamten- und datenschutzrechtlichen 
Vorschriften durch den Auftragnehmer re-
gelmäßig kontrolliert.

Die Verarbeitung von Personalaktendaten 
darf auch im Auftrag einer zentralen Stelle 
im Sinne des § 8 Absatz 2 des Landesdaten-
schutzgesetzes einschließlich hierzu erlasse-
ner Rechtsverordnungen erfolgen.

(2) Die Auftragserteilung bedarf der vorheri-
gen Zustimmung der obersten Dienstbehörde. 
Zu diesem Zweck hat der Auftraggeber der 
obersten Dienstbehörde rechtzeitig vor der 
Auftragserteilung schriftlich mitzuteilen:

1. den Auftragnehmer, die von diesem ge-
troffenen technischen und organisatori-
schen Maßnahmen und die ergänzenden 
Festlegungen nach Absatz 3,

2. die Aufgabe, zu deren Erfüllung der Auf-
tragnehmer die Daten verarbeiten soll,

3. die Art der Daten, die für den Auftragge-
ber verarbeitet werden sollen, und den 
Kreis der Beschäftigten, auf den sich 
diese Daten beziehen, sowie

4. die beabsichtigte Erteilung von Unterauf-
trägen durch den Auftragnehmer.

(3) In dem Auftrag ist insbesondere schriftlich 
festzulegen:

 1. der Gegenstand und die Dauer des Auftrags,

 2. der Umfang, die Art und der Zweck der 
vorgesehenen Datenverarbeitung, die Art 
der Daten und der Kreis der Betroffenen,

 3. die nach §§ 5 und 6 Landesdatenschutz-
gesetz zu treffenden technischen und or-
ganisatorischen Maßnahmen,

 4. die Berichtigung, Löschung und Sperrung 
von Daten,

 5. die von dem Auftragnehmer vorzunehmen-
den Kontrollen der Datenverarbeitung,

 6. die etwaige Berechtigung zur Begründung 
von Unterauftragsverhältnissen,

 7. die Kontrollrechte des Auftraggebers und 
die entsprechenden Duldungs- und Mitwir-
kungspflichten des Auftragnehmers,

 8. mitzuteilende Verstöße des Auftragneh-
mers oder der bei ihm beschäftigten Per-
sonen gegen Vorschriften zum Schutz per-
sonenbezogener Daten oder gegen die im 
Auftrag getroffenen Festlegungen,
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 9. der Umfang der Weisungsbefugnisse, die 
sich der Auftraggeber gegenüber dem Auf-
tragnehmer vorbehält,

10. die Verpflichtung des Auftragnehmers, den 
Auftraggeber unverzüglich darauf hinzu-
weisen, wenn er der Ansicht ist, dass eine 
Weisung des Auftraggebers gegen dieses 
Gesetz oder andere Vorschriften über den 
Datenschutz verstößt,

11. die Rückgabe überlassener Datenträger 
und die Löschung beim Auftragnehmer ge-
speicherter Daten, sobald diese für die Er-
füllung des Auftrags nicht mehr benötigt 
werden, spätestens nach Beendigung des 
Auftrags.

Soweit der Auftragnehmer eine nichtöffentli-
che Stelle ist, ist auch festzulegen, dass der 
Auftragnehmer eine Kontrolle durch das Un-
abhängige Landeszentrum für den Daten-
schutz zu dulden hat.

(4) Eine nichtöffentliche Stelle darf nur be-
auftragt werden, wenn

1. beim Auftraggeber sonst Störungen im 
Geschäftsablauf auftreten können oder 
der Auftragnehmer die übertragenen Auf-

gaben erheblich kostengünstiger erledi-
gen kann und

2. die beim Auftragnehmer mit der Daten-
verarbeitung beauftragten Beschäftigten 
besonders auf den Schutz der Personalak-
tendaten verpflichtet sind.

(5) Der Auftragnehmer darf die Daten nur im 
Rahmen der Weisungen des Auftraggebers 
verarbeiten. Der Auftragnehmer darf die Da-
ten nur für die im Auftrag festgelegten Zwe-
cke verarbeiten und nur für die im Auftrag 
festgelegte Dauer speichern.

(6) Die Rechte der betroffenen Person nach 
dem Landesdatenschutzgesetz sind gegen-
über dem Auftraggeber geltend zu machen.

(7) Unteraufträge dürfen nur mit vorheriger 
schriftlicher Zustimmung des Auftraggebers 
erteilt werden. Der Auftragnehmer hat in die-
sem Fall vertraglich sicherzustellen, dass die 
vereinbarten Regelungen zwischen Auftrag-
geber und Auftragnehmer auch gegenüber 
dem Unterauftragnehmer gelten.“

Artikel 2 
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün-
dung in Kraft.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden.

Kiel, 14. Oktober 2016
T o r s t e n  A l b i g

Ministerpräsident

*) Ändert Ges. vom 26. März 2009, GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 2030-16

Landesverordnung zur Änderung der Landesverordnung über die zuständige Behörde zur  
Durchführung der Prüfung zum anerkannten Abschluss Geprüfte Fachkraft zur Arbeits- und 
Berufsförderung in Werkstätten für Menschen mit Behinderungen und der Landesverordnung 

über die zuständige Stelle nach der Aufwendungserstattungs-Verordnung
Vom 5. September 2016

Aufgrund § 28 Absatz 1 des Landesverwaltungs-
gesetzes in Verbindung mit § 2 der Landesver-
ordnung über die zuständige Behörde zur Durch-
führung der Prüfung zum anerkannten Abschluss 
Geprüfte Fachkraft zur Arbeits- und Berufsförde-
rung in Werkstätten für Menschen mit Behinde-
rungen und § 2 Landesverordnung über die zu-
ständige Stelle nach der Aufwendungserstat-
tungs-Verordnung verordnet das Ministerium für 
Soziales, Gesundheit, Wissenschaft und Gleich-
stellung:

Artikel 1

§ 1 der Landesverordnung über die zuständige Be-
hörde zur Durchführung der Prüfung zum aner-
kannten Abschluss Geprüfte Fachkraft zur Arbeits- 
und Berufsförderung in Werkstätten für Menschen 
mit Behinderungen vom 12. Juni 2007 (GVOBl. 

Schl.-H. S. 312)1), geändert durch Verordnung vom 
23. November 2010 (GVOBl. Schl.-H. S. 726), Res-
sortbezeichnung zuletzt ersetzt durch Artikel 9 der 
Verordnung vom 16. März 2015 (GVOBl. Schl.-H. S. 
96), erhält folgende Fassung: 

„§ 1  
Zuständige Stelle

Zuständige Stelle für die Durchführung der Prüfung 
zum anerkannten Abschluss Geprüfte Fachkraft zur 
Arbeits- und Berufsförderung in Werkstätten für 
Menschen mit Behinderungen ist der Vorstand der 
Koordinierungsstelle soziale Hilfen der schleswig-
holsteinischen Kreise Anstalt des Öffentlichen 
Rechts (KOSOZ AöR).“ 

Artikel 2

§ 1 der Landesverordnung über die zuständige 
Stelle nach der Aufwendungserstattungs-Verord-
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Landesverordnung  
über die Genehmigungsfreiheit von Rechtsgeschäften kommunaler Körperschaften 

Vom 14. September 2016
GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 2020-3-34

Aufgrund des § 85 Absatz 7 Nummer 2, des § 86 
Absatz 5, des § 95 g Absatz 7 Nummer 2 und des 
§ 95 h Absatz 5 der Gemeindeordnung (GO) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 28. Februar 
2003 (GVOBl. Schl.-H. S. 57), zuletzt geändert 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 3. August 2016 
(GVOBl. Schl.-H. S. 788), verordnet das Ministe-
rium für Inneres und Bundesangelegenheiten:

§ 1 

Die Begründung einer Zahlungsverpflichtung, die 
wirtschaftlich einer Kreditverpflichtung gleich-
kommt, bedarf auch dann, wenn die Voraussetzun-
gen des § 85 Absatz 6 oder des § 95 g Absatz 6 
GO nicht vorliegen, keiner Genehmigung nach § 85 
Absatz 5 oder nach § 95 g Absatz 5 GO

1. bei Leibrentenvereinbarungen im Rahmen von 
Grundstückskaufverträgen, 

2. bei Erwerb eines mit einem Grundpfandrecht 
belasteten Grundstücks oder grundstücksglei-
chen Rechts sowie bei der Übernahme der per-
sönlichen Schuld, für die das Grundstück oder 
grundstücksgleiche Recht haftet, 

3. bei Bausparverträgen, 

4. bei Leasingverträgen über die Nutzung und den 
Erwerb von beweglichen Sachen des Anlagever-
mögens, 

5. bei Baubetreuungsverträgen mit Generalüber-
nehmerinnen und Generalübernehmern, 

6. bei Verträgen mit Sanierungs- und Entwick-
lungsträgern nach dem Baugesetzbuch.

§ 2 

(1) Die Bestellung von Sicherheiten durch Belas-
tung von Grundstücken oder grundstücksgleichen 
Rechten mit Grundpfandrechten zugunsten von 

Kreditinstituten im Zusammenhang mit der Veräu-
ßerung dieser Grundstücke oder grundstücksglei-
chen Rechte bedarf keiner Genehmigung nach  
§ 86 Absatz 1 Satz 2 oder nach § 95 h Absatz 1 
Satz 2 GO, wenn die Belastung der Absicherung 
eines Kredits an die Käuferin oder den Käufer zur 
Finanzierung des Kaufpreises dient und sicherge-
stellt ist, dass der Kredit nur an die kommunale 
Körperschaft ausgezahlt werden darf.

(2) Die Übernahme von Bürgschaften und Ver-
pflichtungen aus Gewährverträgen bedarf auch 
dann, wenn die Voraussetzungen des § 86 Absatz 4 
oder des § 95 h Absatz 4 GO nicht vorliegen, kei-
ner Genehmigung nach § 86 Absatz 2 Satz 2 oder 
nach § 95 h Absatz 2 Satz 2 GO

1. zugunsten von Gesellschaften oder gemeinsa-
men Kommunalunternehmen nach § 19 b des 
Gesetzes über kommunale Zusammenarbeit 
(GkZ) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
28. Februar 2003 (GVOBl. Schl.-H. S. 122), zu-
letzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 
21. Juni 2016 (GVOBl. Schl.-H. S. 528), sofern 
der kommunalen Körperschaft, auch mittelbar, 
mindestens 75 % der Anteile gehören, 

2. zugunsten von Gesellschaften oder gemeinsa-
men Kommunalunternehmen nach § 19 b GkZ, 
sofern der kommunalen Körperschaft, auch mit-
telbar, mehr als 50 % und weniger als 75 % der 
Anteile gehören und die Höhe der übernomme-
nen Bürgschaften und Verpflichtungen für die 
einzelne Gesellschaft oder für das einzelne ge-
meinsame Kommunalunternehmen nach § 19 b 
GkZ insgesamt 

a) bei kommunalen Körperschaften, die der 
Kommunalaufsicht der Landrätin oder des 
Landrats unterliegen, 250.000 Euro,

nung vom 4. September 2011 (GVOBl. Schl.-H.  
S. 255)2) wird wie folgt geändert: 

Die Worte „die Landrätin oder der Landrat des Krei-
ses Rendsburg-Eckernförde“ werden durch die 
Worte „der Vorstand der Koordinierungsstelle soziale 

Hilfen der schleswig-holsteinischen Kreise Anstalt 
des Öffentlichen Rechts (KOSOZ AöR)“ ersetzt.

Artikel 3

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Juni 
2016 in Kraft.

Die vorstehende Verordnung wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden.

Kiel, 5. September 2016
K r i s t i n   A l h e i t

Ministerin 
für Soziales, Gesundheit, Wissenschaft und Gleichstellung

1) Ändert LVO vom 12. Juni 2007, GS Schl.-H. II,  Gl.Nr. 200-0-364
2) Ändert LVO vom 4. September 2011, GS Schl.-H. II, Gl.Nr. B 200-0-36
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b) bei kommunalen Körperschaften, die der 
Kommunalaufsicht des für Inneren zuständi-
gen Ministeriums unterliegen, 1.500.000 Euro

nicht überschreitet,

3. zugunsten von Kommunalunternehmen nach  
§ 106 a GO,

4. zugunsten von Trägern von Kindertageseinrich-
tungen nach § 9 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 
des Kindertagesstättengesetzes vom 12. De-
zember 1991 (GVOBl. Schl.-H. S. 651), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 30. September 
2016 (GVOBl. Schl.-H. S. 826), für Kredite zur 
Finanzierung der Schaffung von Plätzen in Kin-
dertageseinrichtungen, 

5. zugunsten von Personen für von diesen zu leis-
tende Mietsicherheiten, die die zu leistenden 
Mietsicherheiten aus eigenen Mitteln nicht auf-
bringen können, 

6. zugunsten von Sozialhilfeempfängerinnen und 
Sozialhilfeempfängern für Prozesskosten an ge-

richtlichen Streitverfahren, die im wirtschaftli-
chen Interesse des Sozialhilfeträgers geführt 
werden, 

7. zugunsten von kommunalen Stiftungen nach  
§ 17 des Stiftungsgesetzes in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 2. März 2000 (GVOBl. Schl.-
H. S. 208), zuletzt geändert durch Artikel 12 des 
Gesetzes vom 15. Juni 2004 (GVOBl. Schl.-H.  
S. 153), Zuständigkeiten und Ressortbezeichnun-
gen zuletzt ersetzt durch Artikel 8 der Verordnung 
vom 16. März 2015 (GVOBl. Schl.-H. S. 96), für 
Kredite zur Finanzierung von Investitionen.

(3) Absatz 2 gilt entsprechend für Rechtsgeschäfte, 
die der Übernahme von Bürgschaften und Ver-
pflichtungen aus Gewährverträgen wirtschaftlich 
gleichkommen.

§ 3 

(1) Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2017 in Kraft. 

(2) Diese Verordnung tritt mit Ablauf des 31. De-
zember 2021 außer Kraft. 

Die vorstehende Verordnung wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden.

Kiel, 14. September 2016
S t e f a n   S t u d t  

Minister 
für Inneres und Bundesangelegenheiten

Landesverordnung zur Änderung der Baugebührenverordnung*)
Vom 16. September  2016

Aufgrund des § 2 des Verwaltungskostengesetzes 
des Landes Schleswig-Holstein vom 17. Januar 
1974 (GVOBl. Schl.-H. S. 37), zuletzt geändert 
durch Artikel 7 des Gesetzes vom 19. Januar 2012 
(GVOBl. Schl.-H. S. 89), Zuständigkeiten und Res-
sortbezeichnungen zuletzt ersetzt durch Artikel 8 
der Verordnung vom 16. März 2015 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 96), in Verbindung mit § 4 Nummer 1 Buch-
stabe b der Landesverordnung über Verwaltungsge-
bühren vom 15. Oktober 2008 (GVOBl. Schl.-H. S. 
383), zuletzt geändert durch Verordnung vom            
7. September 2016 (GVOBl. Schl.-H. S. 821), ver-
ordnet das Ministerium für Inneres und Bundesan-
gelegenheiten:

Artikel 1

Anlage 1 der Baugebührenverordnung vom 1. April 
2009 (GVOBl. Schl.-H. S. 178), zuletzt geändert 
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14. Juni 2016 
(GVOBl. Schl.-H. S. 369), wird wie folgt geändert:

1. In der Tarifstelle 1 werden die Worte „zuletzt ge-
ändert durch Gesetz vom 17. Januar 2011 
(GVOBl. Schl.-H. S. 3)“ durch die Worte „zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 14. Juni 2016 
(GVOBl. Schl.-H. S. 369)“ ersetzt.

2. In der Tarifstelle 1.1.5 Buchstabe a werden die 
Worte „Prüfsachverständige oder ein Prüfsach-
verständiger“ durch die Worte „Prüfingenieurin 
oder ein Prüfingenieur“ ersetzt.

3. In der Tarifstelle 14.6 werden die Worte „Be-
zirksschornsteinfegermeisterin oder der Bezirks-
schornsteinfegermeister“ durch die Worte „be-
vollmächtigte Bezirksschornsteinfegerin oder 
der bevollmächtigte Bezirksschornsteinfeger“ 
ersetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkün-
dung in Kraft.

Die vorstehende Verordnung wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden.

Kiel, 16. September 2016
S t e f a n  S t u d t

Minister
für Inneres und Bundesangelegenheiten

*) Ändert LVO vom 1. April 2009, GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 2013-2-47 
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Landesverordnung 
zur Änderung der Landesverordnung über den elektronischen Rechtsverkehr mit 

den Gerichten und Staatsanwaltschaften*)
Vom 21. September 2016

Aufgrund des § 130 a Absatz 2 Satz 1 und 2 der 
Zivilprozessordnung in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 5. Dezember 2005 (BGBl. I S. 3202, 
zuletzt ber. 2007 S. 1781), zuletzt geändert durch 
Artikel 2 des Gesetzes vom 5. Juli 2016 (BGBl. I  
S. 1578), und des § 5 Absatz 4 Satz 2, 3 und 4 
der Insolvenzordnung vom 5. Oktober 1994 (BGBl. I 
S. 2866), zuletzt geändert durch Artikel 16 des 
Gesetzes vom 20. November 2015 (BGBl. I  
S. 2010), und des § 14 Absatz 4 Satz 1, 2 und 3 
und § 347 Absatz 4 Satz 3, Absatz 5 Satz 2 und 
Absatz 6 des Gesetzes über das Verfahren in Fami-
liensachen und in den Angelegenheiten der freiwil-
ligen Gerichtsbarkeit vom 17. Dezember 2008 
(BGBl. I S. 2586, 2587), zuletzt geändert durch 
Artikel 2 des Gesetzes vom 20. November 2015 
(BGBl. I S. 2018), und des § 41 a Absatz 2 Satz 1 
und 2 der Strafprozessordnung in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 7. April 1987 (BGBl. I S. 1074, 
ber. S. 1319), zuletzt geändert durch Artikel 2 des 
Gesetzes vom 8. Juli 2016 (BGBl. I S. 1610), und 
des § 110 a Absatz 2 Satz 1 und 2 des Gesetzes 
über Ordnungswidrigkeiten in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 19. Februar 1987 (BGBl. I  
S. 602), zuletzt geändert durch Artikel 4 Absatz 55 
des Gesetzes vom 18. Juli 2016 (BGBl. I S. 1666), 
in Verbindung mit § 1 Nummer 10, 16, 25, 28 a 

und 35 der Justizermächtigungsübertragungsver-
ordnung vom 4. Dezember 1996 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 720), zuletzt geändert durch Verordnung vom 
30. August 2016 (GVOBl. Schl.-H. S. 819), verord-
net das Ministerium für Justiz, Kultur und Europa:

Artikel 1

Die Anlage zu § 1 der Landesverordnung über den 
elektronischen Rechtsverkehr mit den Gerichten 
und Staatsanwaltschaften vom 12. Dezember 
2006 (GVOBl. Schl.-H. S. 361), zuletzt geändert 
durch Artikel 1 der Verordnung vom 26. Mai 2016 
(GVOBl. Schl.-H. S. 401), wird wie folgt geändert:

1. In Nummer 26 werden in der dritten Spalte die 
Worte „Alle Verfahren“ und in der vierten Spalte 
die Angabe „1.12.2016“ angefügt.

2. Nach Nummer 37 werden folgende Tabellenzei-
len angefügt:

„38.  Landgericht Alle Ver- 1.11.2016
 Itzehoe fahren

39. Staatsanwaltschaft Alle Ver- 1.11.2016“
 Itzehoe fahren

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkün-
dung in Kraft. 

Die vorstehende Verordnung wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden.

Kiel, 21. September 2016
A n k e   S p o o r e n d o n k

Ministerin
 für Justiz, Kultur und Europa

*) Ändert LVO vom 12. Dezember 2006, GS Schl.-H. II, Gl.Nr. B 315-20-4

Landesverordnung  
zur Änderung der Landesverordnung über Verwaltungsgebühren*)

Vom 22. September 2016
Aufgrund § 2 des Verwaltungskostengesetzes des 
Landes Schleswig-Holstein vom 17. Januar 1974 
(GVOBl. Schl.-H. S. 37), zuletzt geändert durch Ar-
tikel 7 des Gesetzes vom 19. Januar 2012 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 89), Zuständigkeiten und Ressortbe-
zeichnungen zuletzt ersetzt durch Artikel 8 der Ver-
ordnung vom 16. März 2015 (GVOBl. Schl.-H.  
S. 96), in Verbindung mit § 5 Absatz 1 der Landes-
verordnung über Verwaltungsgebühren vom  
15. Oktober 2008 (GVOBl. Schl.-H. S. 383), zu-
letzt geändert durch Verordnung vom 7. September 
2016 (GVOBl. Schl.-H. S. 821), verordnet das Mi-
nisterium für Inneres und Bundesangelegenheiten:

Artikel 1

Der allgemeine Gebührentarif der Landesverord-
nung über Verwaltungsgebühren vom 15. Oktober 
2008 (GVOBl. Schl.-H. S. 383), zuletzt geändert 
durch Verordnung vom 7. September 2016 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 821), wird wie folgt geändert:

1. In der Tarifstelle 19.1.1 werden die Worte „bei 
der Anmeldung zur Eheschließung,“ gestrichen.

2. Es wird folgende neue Tarifstelle angefügt:

„26.7  Verwahrung von Pass- und Per- 
sonalausweisen nach § 2 Absatz 1 
des Personalausweisgesetzes oder 
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nach § 1 Absatz 2 Nummer 1 
und 3 des Passgesetzes je ange- 
fangenenTag 5,00

Anmerkungen zu Tarifstelle 26.7:

Die Gebühr wird fällig, sofern eine Person den eige-
nen Personalausweis oder Pass abgibt oder einsen-

det bzw. abgeben oder einsenden lässt und die 

Gültigkeitsdauer noch nicht abgelaufen ist.“ 

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkün-

dung in Kraft.

Die vorstehende Verordnung wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden.

Kiel, 22. September 2016
S t e f a n  S t u d t

Minister
 für Inneres und Bundesangelegenheiten

*) Ändert Allg. Gebührentarif vom 15. Oktober 2008, GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 2013-2-41

Landesverordnung zur Änderung der Landesverordnung 
über die zuständigen Behörden nach dem Energieeinsparungsgesetz*)

Vom 23. September 2016
Aufgrund des § 28 Absatz 1 des Landesverwal-
tungsgesetzes in Verbindung mit § 1 der Landes-
verordnung zur Übertragung von Ermächtigungen 
nach dem Energieeinsparungsgesetz vom 17. Mai 
1982 (GVOBl. Schl.-H. S. 143), Ressortbezeich-
nungen zuletzt ersetzt durch Artikel 8 der Verord-
nung vom 16. März 2015 (GVOBl. Schl.-H. S. 96), 
verordnet das Ministerium für Inneres und Bundes-
angelegenheiten:

Artikel 1

Die Landesverordnung über die zuständigen Behör-
den nach dem Energieeinsparungsgesetz vom  
27. September 2002 (GVOBl. Schl.-H. S. 210), ge-
ändert durch Artikel 3 der Verordnung vom 10. De-
zember 2003 (GVOBl. Schl.-H. S. 691), wird wie 
folgt geändert:

1. § 1 wird wie folgt geändert:

a) In der Überschrift werden die Worte „Untere 
Bauaufsichtsbehörden“ gestrichen.

b) Der Inhalt des bisherigen § 1 wird zu Ab-
satz 1.

c) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Nummer 1 werden die Worte „Ener-
gieeinsparungsverordnung vom 16. No-
vember 2001 (BGBl. I S. 3085)“ durch 

die Worte „Energieeinsparverordnung 
vom 24. Juli 2007 (BGBl. I S. 1519), zu-
letzt geändert durch Artikel 3 der Ver-
ordnung vom 24. Oktober 2015 (BGBl. I 
S. 1789)“ ersetzt.

bb) Nummer 2 erhält folgende Fassung:

„2.  Befreiungen nach § 11 Absatz 1 
Nummer 5 der Verordnung über 
Heizkostenabrechnung in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom  
5. Oktober 2009 (BGBl. I S. 3250)“

d) Nach Absatz 1 wird folgender zweiter Ab-
satz angefügt:

„(2) Das Prüfamt für Standsicherheit bei der 
Oberbürgermeisterin oder dem Oberbürger-
meister der Landeshauptstadt Kiel ist zustän-
dig für die Durchführung der Stichproben-
kontrollen von Energieausweisen und Inspek-
tionsberichten über Klimaanlagen nach § 26 d 
Energieeinsparverordnung.“

2. In der Überschrift zu § 3 wird das Wort „Inkraft-
treten“ gestrichen.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkün-
dung in Kraft

Die vorstehende Verordnung wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden.

Kiel, 23. September 2016
S t e f a n  S t u d t 

Minister 
für Inneres und Bundesangelegenheiten

*) Ändert LVO vom 27. September 2002, GS Schl.-H. II. Gl.Nr. 200-0-330
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Landesverordnung zur Änderung der Ökokontrollstellenverordnung 
und zur Änderung der Landesverordnung über Verwaltungsgebühren

Vom 29. September 2016
Aufgrund 

1. des § 2 Absatz 3 des Öko-Landbaugesetzes vom 
7. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2358), zuletzt ge-
ändert durch Verordnung vom 31. August 2015 
(BGBl. I S. 1474), in Verbindung mit § 2 der Lan-
desverordnung zur Bestimmung der zuständigen 
Behörde und zur Übertragung der Verordnungser-
mächtigung nach dem Öko-Landbaugesetz vom 
19. Februar 2003 (GVOBl. Schl.-H. S. 47), Zu-
ständigkeiten und Ressortbezeichnungen zuletzt 
ersetzt durch Artikel 67 der Verordnung vom  
4. April 2013 (GVOBl. Schl.-H. S. 143), und

2. des § 2 des Verwaltungskostengesetzes des Lan-
des Schleswig-Holstein vom 17. Januar 1974 
(GVOBl. Schl.-H. S. 37), zuletzt geändert durch 
Artikel 7 des Gesetzes vom 19. Januar 2012 
(GVOBl. Schl-H. S. 89), Zuständigkeiten und Res-
sortbezeichnungen zuletzt ersetzt durch Artikel 8 
der Verordnung vom 16. März 2015 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 96), in Verbindung mit § 5 Absatz 1 
der Landesverordnung über Verwaltungsgebühren 
vom 15. Oktober 2008 (GVOBl. Schl.-H. S. 383), 
zuletzt geändert durch Verordnung vom 22. Sep-
tember 2016 (GVOBl. Schl.-H. S. 834),

verordnet das Ministerium für Energiewende, Land-
wirtschaft, Umwelt und ländliche Räume: 

Artikel 1

Die Ökokontrollstellenverordnung vom 14. März 
2003 (GVOBl. Schl.-H. S. 176)1), Zuständigkeiten 
und Ressortbezeichnungen zuletzt ersetzt durch 
Artikel 67 der Verordnung vom 4. April 2013 
(GVOBl. Schl.-H. S. 143), wird wie folgt geändert:

1. § 1 erhält folgende Fassung:

„Die für Schleswig-Holstein zugelassenen Kon-
trollstellen führen Aufgaben nach § 2 Absatz 1 
des Öko-Landbaugesetzes (ÖLG) durch, soweit 
sie nach dieser Verordnung von der für den öko-
logischen Landbau zuständigen obersten Lan-
desbehörde (beleihende Behörde) mit der Durch-
führung beliehen wurden. Die beliehenen Kon-
trollstellen nehmen die Aufgaben in eigenem 
Namen und in eigener Verantwortung wahr und 
unterstehen der Fachaufsicht der beleihenden 
Behörde nach § 15 Absatz 2 und § 16 Absatz 1 
und 3 des Landesverwaltungsgesetzes.“

2. § 3 Absatz 3 erhält folgende Fassung:

„(3) Nach der Beleihung wird unverzüglich die Lei-
terin oder der Leiter der Kontrollstelle gemäß § 1 

des Verpflichtungsgesetzes vom 2. März 1974 
(BGBl. I S. 469, 547), geändert durch Gesetz 
vom 15. August 1974 (BGBl. I S. 1942), auf die 
gewissenhafte Erfüllung ihrer oder seiner Aufga-
ben verpflichtet. In begründeten Ausnahmefällen 
kann anstelle der Leiterin oder des Leiters der 
Kontrollstelle die Stellvertreterin oder der Stell-
vertreter nach Satz 1 verpflichtet werden. Die 
Verpflichtung aller übrigen Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter der Kontrollstelle erfolgt im Anschluss 
und unverzüglich durch die verpflichtete Person.“

3. § 5 erhält folgende Fassung:

„§ 5 
Aufgaben der Kontrollstellen

(1) Die beliehenen Kontrollstellen führen das 
Kontrollverfahren nach Artikel 27 Absatz 1 bis 3 
und Absatz 12 bis 14 der Verordnung Nummer 
834/20072)2) in Verbindung mit Titel IV „Kont-
rolle“ der Verordnung Nummer 889/20083)3) 
sowie unter Beachtung der Vorgaben der §§ 5 
bis 11 ÖLG-Kontrollstellen-Zulassungsverord-
nung vom 7. Mai 2012 (BGBl. I S. 1044) durch.

(2) Die beliehenen Kontrollstellen nehmen die 
Meldungen nach Artikel 28 Absatz 1 Buchstabe 
a der Verordnung Nummer 834/2007 entgegen 
und leiten sie an die beleihende Behörde weiter.

(3) Stellt eine beliehene Kontrollstelle im Rahmen 
der von ihr durchgeführten Kontrollen Abwei-
chungen von den Vorschriften der Verordnung 
Nummer 834/2007 und der Verordnung Num- 
mer 889/2008 fest, trifft sie eine angemessene 
Maßnahme und berücksichtigt dabei insbeson-
dere die Schwere der Abweichung. Sie entschei-
det über die Entfernung des Hinweises auf den 
ökologischen Landbau von einer betroffenen Par-
tie oder Erzeugung nach Artikel 30 Absatz 1 
Satz 1 der Verordnung Nummer 834/2007 sowie 
über ein vorläufiges Vermarktungsverbot nach 
Artikel 91 der Verordnung Nummer 889/2008.

(4) Die beliehenen Kontrollstellen erteilen Genehmi-
gungen zur Verwendung von nichtökologischem/
nichtbiologischem Saatgut und vegetativem Ver-
mehrungsmaterial nach Artikel 45 Absatz 1 Buch-
stabe b der Verordnung (EG) Nummer 889/2008, 
soweit es sich nicht um einen Fall des Artikels 45 
Absatz 8 dieser Verordnung handelt.“

4. § 8 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 wird die Angabe „Artikel 9 Abs. 
8 Buchst. b der VO (EWG) Nr. 2092/91“ 

1) Ändert LVO vom 14. März 2003, GS Schl.-H. II, Gl.Nr. B 7847-0-1
2) Verordnung (EG) Nummer 834/2007 des Rates vom 28. Juni 2007 über die ökologische/biologische Produktion und 

die Kennzeichnung von ökologischen/biologischen Erzeugnissen und zur Aufhebung der Verordnung (EWG) Nummer 
2092/91 (ABl. L 189 S. 1, ber. ABl. L 300 S. 72), zuletzt geändert durch Verordnung (EU) Nummer 517/2013 vom 
13. Mai 2013 (ABl. L 158 S. 1)

3) Verordnung (EG) Nummer 889/2008 der Kommission vom 5. September 2008 mit Durchführungsbestimmungen zur 
Verordnung (EG) Nummer 834/2007 des Rates über die ökologische/biologische Produktion und die Kennzeichnung 
von ökologischen/biologischen Erzeugnissen hinsichtlich der ökologischen/biologischen Produktion, Kennzeichnung 
und Kontrolle (ABl. L 250 S. 1, zuletzt ber. ABl. L 359 S. 77), zuletzt geändert durch Verordnung (EU) Nummer 
2016/673 vom 29. April 2016 (ABl. L 116 S. 8)“
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durch die Angabe „Artikel 27 Absatz 14 der 
Verordnung Nummer 834/2007“ ersetzt.

b) In Absatz 2 wird die Angabe „§ 12 ÖLG“ 
durch die Angabe„§ 13 ÖLG“ ersetzt.

Artikel 2

Der allgemeine Gebührentarif der Landesverord-
nung über Verwaltungsgebühren vom 15. Oktober 
2008 (GVOBl. Schl.-H. S. 383)4), zuletzt geändert 
durch Verordnung vom 22. September 2016 
(GVOBl. Schl.-H. S. 834), wird wie folgt geändert:
Die Tarifstelle 15.5 erhält folgende Fassung:
„15.5  Verordnung (EG) Nummer 834/2007 des 

Rates vom 28. Juni 2007 über die ökologi-
sche/biologische Produktion und die Kenn-
zeichnung von ökologischen/biologischen 
Erzeugnissen und zur Aufhebung der Ver-
ordnung (EWG) Nummer 2092/91 (ABl. L 189 
S. 1, ber. ABl. L 300 S. 72), zuletzt geändert 
durch Verordnung (EU) Nummer 517/2013 
vom 13. Mai 2013 (ABl. L 158 S. 1)
Verordnung (EG) Nummer 889/2008 der 
Kommission vom 5. September 2008 mit 
Durchführungsbestimmungen zur Verord-
nung (EG) Nummer 834/2007 des Rates 
über die ökologische/biologische Produktion 
und die Kennzeichnung von ökologischen/
biologischen Erzeugnissen hinsichtlich der 
ökologischen/biologischen Produktion, Kenn-
zeichnung und Kontrolle (ABl. L 250 S. 1, zu-
letzt ber. ABl. L 359 S. 77), zuletzt geändert 
durch Verordnung (EU) Nummer 1358/2014 
vom 18. Dezember 2014 (ABl. L 365 S. 97)
Verordnung (EG) Nummer 1235/2008 der 
Kommission vom 8. Dezember 2008 mit 
Durchführungsvorschriften zur Verordnung 
(EG) Nummer 834/2007 des Rates hinsicht-
lich der Regelung der Einfuhren von ökologi-
schen/biologischen Erzeugnissen aus Dritt-
ländern (ABl. L 334 S. 25), zuletzt geändert 
durch Verordnung (EU) Nummer 2016/459 
vom 18. März 2016 (ABl. L 80 S. 14)

15.5.1 Erstkontrolle auf Aufnahme des Kontroll-
verfahrens einschließlich Prüfung der Ver-
pflichtungserklärung nach Artikel 63 Ab-
satz 2 Unterabsatz 2 Verordnung (EG) 
Nummer 889/2008, jährliche Inspektion 
sowie sonstige an- und unangemeldete 
Kontrollen einschließlich Berichtsanferti-
gung gemäß Artikel 65 Verordnung (EG) 
Nummer 889/2008, gegebenenfalls Aus-
stellung von Bescheinigungen nach Arti- 
kel 29 Verordnung (EG) Nummer 834/2007
je Kontrolle 100 bis 3.000

15.5.2 Überprüfung von Erzeugnissen, die unter 
Verdacht stehen, nicht den Anforderungen 
der Verordnung (EG) Nummer 834/2007 
und Verordnung (EG) Nummer 889/2008 
zu entsprechen 50 bis 1.000

15.5.3 Verlangen der vorläufigen Nichtvermark-
tung von Erzeugnissen mit Bezug auf die 
ökologische/biologische Produktion gemäß 
Artikel 91 Absatz 2 Verordnung (EG) Num-
mer 889/2008, Anordnung der Beseiti-
gung des Bezugs auf die ökologische/bio-
logische Produktion bei der Kennzeichnung 
und Werbung für Erzeugnisse gemäß Arti-
kel 30 Absatz 1 Unterabsatz 1 Verordnung 
(EG) Nummer 834/2007, Untersagung der 
Vermarktung von Erzeugnissen mit einem 
Bezug auf die ökologische/biologische Pro-
duktion in der Kennzeichnung und Wer-
bung für bestimmte Dauer gemäß Arti- 
kel 30 Absatz 1 Unterabsatz 2 Verordnung 
(EG) Nummer 834/2007
je Maßnahme 250

15.5.4 Genehmigung einer Ausnahme von den 
Produktionsbedingungen des ökologischen 
Landbaus gemäß Artikel 9 Absatz 4, Arti-
kel 18 Absatz 1, Artikel 25 c, Artikel 25 s 
Absatz 3 Buchstabe a, Artikel 27 Absatz 4, 
Artikel 39, Artikel 40 Absatz 1 Buchstabe 
a Nummer v, Buchstabe b, Absatz 2, Arti-
kel 42, Artikel 45 Absatz 1 Buchstabe b, 
Artikel 45 Absatz 5 Buchstabe d und Arti-
kel 47 Verordnung (EG) Nummer 889/2008
je Genehmigung 25 bis 250

15.5.5 Anerkennung von Vorbewirtschaftungszei-
ten gemäß Artikel 36 Absatz 2 und Arti- 
kel 38 a Absatz 2 Verordnung (EG) Num-
mer 889/2008
je Vorgang 50 bis 250

15.5.6 Versehen einer Kontrollbescheinigung mit 
einem Sichtvermerk gemäß Artikel 13 Ab-
satz 8 Verordnung (EG) Nummer 1235/2008
je Vorgang 25 bis 500
Anmerkung zu den Tarifstellen 15.5.4 bis 
15.5.6:
Die Gebührenpflicht umfasst auch die Ab-
lehnung der beantragten Amtshandlung 
sowie die Aufhebung von Anerkennungen, 
Genehmigungen, Prüfungsergebnissen, 
Zulassungen und Zustimmungen.“

Artikel 3

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer 
Verkündung in Kraft.

Die vorstehende Verordnung wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden.

Kiel, 29. September 2016
D r .  R o b e r t  H a b e c k

Minister
für Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume 

4) Ändert Allg. Gebührentarif vom 15. Oktober 2008, GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 2013-2-41
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Landesverordnung  
über die Vergütungsstufen des Arbeitsentgelts  

und der Ausbildungsbeihilfe  
nach dem Landesstrafvollzugsgesetz Schleswig-Holstein,  

dem Jugendstrafvollzugsgesetz,  
dem Untersuchungshaftvollzugsgesetz  
sowie dem Gesetz über den Vollzug der  

Sicherungsverwahrung in Schleswig-Holstein  
(Vollzugsvergütungsverordnung – VollzVergVO SH)

Vom 4. Oktober 2016
GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 312-12-1

Aufgrund des § 57 Absatz 6 in Verbindung mit Ab-
satz 4 des Jugendstrafvollzugsgesetzes vom  
19. Dezember 2007 (GVOBl. Schl.-H. S. 563), zu-
letzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 
21. Juli 2016 (GVOBl. Schl.-H. S. 618), des § 25 
Absatz 3 und Absatz 6 in Verbindung mit Absatz 3 
des Untersuchungshaftvollzugsgesetzes vom  
16. Dezember 2011 (GVOBl. Schl.-H. S. 322), ge-
ändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 21. Juli 
2016 (GVOBl. Schl.-H. S. 618), des § 61 Absatz 2 
und § 62 Absatz 2 Satz 1 in Verbindung mit § 61 
Absatz 2 des Gesetzes über den Vollzug der Siche-
rungsverwahrung in Schleswig-Holstein vom 15. Mai 
2013 (GVOBl. Schl.-H. S. 169), geändert durch Ar-
tikel 5 des Gesetzes vom 21. Juli 2016 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 618), des § 37 Absatz 3 Satz 2 des 
Landesstrafvollzugsgesetzes Schleswig-Holstein 
vom 21. Juli 2016 (GVOBl. Schl. H. S. 618) verord-
net das Ministerium für Justiz, Kultur und Europa:

§ 1 
Grundlohn

(1) Der Grundlohn des Arbeitsentgelts (§ 37 Ab-
satz 3 Landesstrafvollzugsgesetz Schleswig-Hol-
stein, § 57 Absatz 4 Jugendstrafvollzugsgesetz,  
§ 25 Absatz 3 Untersuchungshaftvollzugsgesetz 
und § 61 Absatz 2 des Gesetzes über den Vollzug 
der Sicherungsverwahrung in Schleswig-Holstein) 
wird nach folgenden Stufen festgesetzt:

Vergütungsstufe I 

Arbeiten einfacher Art, die keine Vorkenntnisse 
und nur eine kurze Einweisungszeit erfordern und 
nur geringe Anforderungen an die körperliche und 
geistige Leistungsfähigkeit oder an die Geschick-
lichkeit stellen,

Vergütungsstufe II

Arbeiten der Stufe I, die eine Einarbeitungszeit er-
fordern,

Vergütungsstufe III

Arbeiten, die eine Anlernzeit erfordern und durch-
schnittliche Anforderungen an die Leistungsfähig-
keit und die Geschicklichkeit stellen,

Vergütungsstufe IV
Arbeiten, die die Kenntnisse und Fähigkeiten eines 
Facharbeiters erfordern oder gleichwertige Kennt-
nisse und Fähigkeiten voraussetzen,
Vergütungsstufe V
Arbeiten, die über die Anforderungen der Stufe IV 
hinaus ein besonderes Maß an Können, Einsatz 
und Verantwortung erfordern.
(2) Der Grundlohn beträgt in der 
Vergütungsstufe I  75 Prozent,
Vergütungsstufe II 88 Prozent,
Vergütungsstufe III 100 Prozent,
Vergütungsstufe IV 112 Prozent,
Vergütungsstufe V 125 Prozent

der Eckvergütung nach § 37 Absatz 2 Landesstraf-
vollzugsgesetz Schleswig-Holstein, § 57 Absatz 3 
Jugendstrafvollzugsgesetz, § 25 Absatz 2 Unter-
suchungshaftvollzugsgesetz oder § 61 Absatz 1 
des Gesetzes über den Vollzug der Sicherungsver-
wahrung in Schleswig-Holstein.

(3) Der Grundlohn nach Absatz 2 kann unterschritten 
werden, wenn die Arbeitsleistung den Anforderungen 
der jeweiligen Vergütungsstufe nicht genügt. 

§ 2 
Zulagen

(1) Zum Grundlohn können Zulagen gewährt werden

1. für Arbeiten unter arbeitserschwerenden Umge-
bungseinflüssen, die das übliche Maß überstei-
gen bis zu fünf Prozent des Grundlohnes,

2. für Arbeiten zu ungünstigen Zeiten bis zu fünf 
Prozent des Grundlohnes,

3. für Zeiten, die über die festgesetzte Monatsar-
beitszeit hinausgehen, bis zu 25 Prozent des 
Grundlohnes.

(2) Eine Leistungszulage kann im Zeitlohn bis zu  
30 Prozent, im Leistungslohn bis zu 15 Prozent des 
Grundlohnes gewährt werden, wenn die individuelle 
Arbeitsleistung dies rechtfertigt. Bei der Bemessung 
der Leistungszulage können berücksichtigt werden:

1. Im Zeitlohn die Arbeitsmenge, die Arbeitsgüte, 
der Umgang mit Betriebsmitteln und Arbeitsma-
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Landesverordnung 
über Zweckabgaben für in öffentlicher Trägerschaft veranstaltete Lotterien (LottZwAbgVO)

Vom 6. Oktober 2016
GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 2186-20-2

Aufgrund des § 8 Absatz 1 Satz 2 und 3 und Ab-
satz 3 Satz 2 des Gesetzes zur Ausführung des 
Staatsvertrages zum Glücksspielwesen in Deutsch-
land vom 1. Februar 2013 (GVOBl. Schl.-H. S. 64), 
zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
20. Januar 2016 (GVOBl. Schl.-H. S. 23), verord-
net das Finanzministerium:

§ 1  
Höhe der Zweckabgabe

(1) Die Zweckabgabe beträgt

  1. beim Zahlenlotto 25 %, 

  2. beim Fußball-Toto 25 %,

  3. beim Eurojackpot 25 %,

  4. bei Zusatzlotterien  25 %,
  5. bei der GlücksSpirale 28 1/3 %,
  6. bei Die Sieger-Chance 30,2 %,
  7. bei BINGO! – Die Umweltlotterie  25 %,
  8. bei Losbrieflotterien 25 %, 
  9. bei Keno  21,5 %,
 10. bei Plus 5 21,5 %
  der Summe der Spieleinsätze (Spielkapital). Die 

Zweckabgabe der genannten Glücksspiele kann 
für einen bestimmten Zeitraum um bis zu fünf 
Prozentpunkte gesenkt werden. 

(2) Wenn sich bei der GlücksSpirale aufgrund des 
tatsächlichen Ergebnisses der Gewinnausschüttung 

terialien, die Leistungsbereitschaft und keine 
oder nur geringe Fehlzeiten,

2. im Leistungslohn die Arbeitsgüte sowie der Um-
gang mit Betriebsmitteln und Arbeitsmaterialien.

§ 3  
Arbeitsentgelt für arbeitstherapeutische 

Beschäftigung

Soweit ein Arbeitsentgelt nach § 37 Absatz 1 
Nummer 1 Landesstrafvollzugsgesetz Schleswig-
Holstein, § 57 Absatz 2 Jugendstrafvollzugsge-
setz, § 25 Absatz 1 Untersuchungshaftvollzugsge-
setz oder nach § 61 Absatz 1 Satz 1 des Gesetzes 
über den Vollzug der Sicherungsverwahrung in 
Schleswig-Holstein für eine sonstige Beschäfti-
gung in Form einer arbeitstherapeutischen Beschäf-
tigung zu zahlen ist, beträgt dies 

1. 60 Prozent der Eckvergütung im Vollzug der 
Strafhaft,

2. 75 Prozent der Eckvergütung im Vollzug der Ju-
gendhaft, der Untersuchungshaft sowie im Voll-
zug der Sicherungsverwahrung.

§ 4  
Ausbildungsbeihilfe

(1) Ausbildungsbeihilfe (§ 37 Absatz 1 Nummer 2 
Landesstrafvollzugsgesetz Schleswig-Holstein, § 57 
Absatz 4 Jugendstrafvollzugsgesetz, § 25 Absatz 6 
Untersuchungshaftvollzugsgesetz, § 62 Absatz 1 
des Gesetzes über den Vollzug der Sicherungsver-
wahrung in Schleswig-Holstein) wird vorbehaltlich 

der Absätze 2 und 3 nach der Vergütungsstufe III 
(= 100 Prozent Ecklohn) gewährt.

(2) Nach der Hälfte der Gesamtdauer der Maß-
nahme kann die Ausbildungsbeihilfe nach der Ver-
gütungsstufe IV gewährt werden, wenn der Ausbil-
dungsstand des Gefangenen dies rechtfertigt.

(3) Für die Teilnahme an einem Unterricht nach § 33 
Absatz 1 Satz 1 Landesstrafvollzugsgesetz Schles-
wig-Holstein, § 57 Absatz 1 Jugendstrafvollzugsge-
setz, § 24 Absatz 3 Untersuchungshaftvollzugsge-
setz oder § 24 Absatz 1 Satz 1 des Gesetzes über 
den Vollzug der Sicherungsverwahrung in Schleswig-
Holstein kann die Ausbildungsbeihilfe nach der Vergü-
tungsstufe II gewährt werden, wenn dies wegen der 
Kürze oder des Ziels der Maßnahme gerechtfertigt ist.

(4) Für die Gewährung von besonderen Zulagen gilt 
§ 2 entsprechend.

§ 5  
Ersetzung von Bundesrecht

Diese Verordnung ersetzt nach Artikel 125 a Ab-
satz 1 Satz 2 des Grundgesetzes in ihrem Gel-
tungsbereich die Strafvollzugsvergütungsordnung 
vom 11. Januar 1977 (BGBl. I S. 57), geändert 
durch Artikel 6 des Gesetzes vom 13. Dezember 
2007 (BGBl. I S. 2894).

§ 6  
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Die Verordnung tritt am 1. Januar 2017 in Kraft. 
Sie tritt mit Ablauf von fünf Jahren nach ihrem In-
krafttreten außer Kraft.

Die vorstehende Verordnung wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden.

Kiel, 4. Oktober 2016
A n k e  S p o o r e n d o n k

Ministerin
 für Justiz, Kultur und Europa
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Unter- oder Überplanspiele ergeben, ist die Zweck-
abgabe in Höhe des Differenzbetrages bei einem 
Unterplanspiel entsprechend zu erhöhen oder bei 
einem Überplanspiel entsprechend zu verringern. 
Dies gilt auch für Die Sieger-Chance.

§ 2  
Fälligkeit und Verfahren zur Abführung 

der Zweckabgaben

(1) Die Zweckabgabe der einzelnen Lotterien ist für 
die Veranstaltungen einer Kalenderwoche jeweils 
am zweiten darauf folgenden Montag fällig. Die 
Höhe des jeweiligen Überweisungsbetrages ist dem 
für Glücksspielwesen zuständigen Ministerium 
rechtzeitig vorher anzuzeigen. Handelt es sich bei 
dem Montag um einen gesetzlichen Feiertag, tritt 
an seine Stelle der nächste Werktag. 

(2) § 240 Abgabenordnung gilt entsprechend.

§ 3  
Verwendung

(1) Das Finanzministerium kann im Benehmen mit 
dem für Glücksspielwesen zuständigen Ministerium 

durch Verwaltungsakt festlegen, dass die Nordwest-
Lotto Schleswig-Holstein GmbH & Co. KG Zweckab-
gaben ganz oder zum Teil einem Dritten zur zweck-
entsprechenden Verwendung zu überlassen hat.

(2) Die Zweckabgabe der GlücksSpirale erhalten je 
zu einem Viertel die Bundesarbeitsgemeinschaft 
der Freien Wohlfahrtsverbände (BAGFW), der Deut-
sche Olympische Sportbund (DOSB), die Deutsche 
Stiftung Denkmalschutz (DSD) und das Land 
Schleswig-Holstein. Die Zweckabgabe für Die Sie-
ger-Chance erhält der DOSB.

§ 4  
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 8. Sep-
tember 2016 in Kraft. Sie tritt mit Ablauf von fünf 
Jahren nach ihrem Inkrafttreten außer Kraft.

(2) Am Tage des Inkrafttretens dieser Verordnung 
tritt die Landesverordnung über Zweckabgaben für in 
öffentlicher Trägerschaft veranstaltete Lotterien vom 
9. April 2013 (GVOBl. Schl.-H. S. 201)*), Ressort-
bezeichnungen ersetzt durch Verordnung vom 16. 
März 2015 (GVOBl. Schl.-H. S. 96), außer Kraft.

Die vorstehende Verordnung wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden.

Kiel, 6. Oktober 2016
M o n i k a  H e i n o l d

Finanzministerin

*) GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 2186-20-1

Landesverordnung 
zur Änderung der Landesverordnung über Verwaltungsgebühren *)

Vom 11. Oktober 2016
Aufgrund § 2 des Verwaltungskostengesetzes des 
Landes Schleswig-Holstein vom 17. Januar 1974 
(GVOBl. Schl.-H. S. 37), zuletzt geändert durch Ar-
tikel 7 des Gesetzes vom 19. Januar 2012 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 89), Zuständigkeiten und Ressortbe-
zeichnungen zuletzt ersetzt durch Verordnung vom 
16. März 2015 (GVOBl. Schl.-H. S. 96), in Verbin-
dung mit § 5 Absatz 1 der Landesverordnung über 
Verwaltungsgebühren vom 15. Oktober 2008 
(GVOBl. Schl.-H. S. 383), zuletzt geändert durch 
Verordnung vom 29. September 2016 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 836), verordnet das Ministerium für Ener-
giewende, Landwirtschaft, Umwelt und ländliche 
Räume:

Artikel 1

Der allgemeine Gebührentarif der Landesverord-
nung über Verwaltungsgebühren vom 15. Oktober 
2008 (GVOBl. Schl.-H. S. 383), zuletzt geändert 

durch Verordnung vom 29. September 2016 
(GVOBl. Schl.-H. S. 836), wird wie folgt geändert:

 1. Tarifstelle 7.1.1 erhält folgende Fassung:

„7.1.1  Jägerprüfungsverordnung vom 5. März 
2012 (GVOBl. Schl.-H. S. 350)“

 2. Tarifstelle 7.1.3 erhält folgende Fassung:

„7.1.3  Bundesjagdgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 29. September 
1976 (BGBl. I S. 2849), zuletzt geän-
dert durch Artikel 422 der Verordnung 
vom 31. August 2015 (BGBl. I S. 1474)

Landesjagdgesetz (LJagdG) in der Fas-
sung vom 13. Oktober 1999 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 300, ber. 2008 S. 135), zu-
letzt geändert durch Artikel 3 des Ge-
setzes vom 27. Mai 2016 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 162)“
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 3. In Tarifstelle 7.1.3.9 werden nach dem Wort 
„Bundesjagdgesetz“ die Worte „und § 4 Ab-
satz 2 Satz 2 Landesjagdgesetz“ angefügt.

 4. Tarifstelle 7.1.5 erhält folgende Fassung:

„7.1.5  Bundeswildschutzverordnung vom  
25. Oktober 1985 (BGBl. I S. 2040), 
zuletzt geändert durch Artikel 3 der 
Verordnung vom 16. Februar 2005 
(BGBl. I S. 258)“

 5. Tarifstelle 7.3.1 wird wie folgt geändert:

a)  Im Einleitungssatz werden die Worte „Lan-
deswaldgesetzes vom 5. Dezember 2004 
(GVOBl. Schl.-H. S. 461), zuletzt geändert 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 13. De-
zember 2007 (GVOBl. Schl.-H. S. 518)“ er-
setzt durch die Worte „Landeswaldgesetzes 
vom 5. Dezember 2004 (GVOBl. Schl.-H.  
S. 461), zuletzt geändert durch Artikel 2 
des Gesetzes vom 27. Mai 2016 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 162)“; 

b)  In Buchstabe d werden die Worte „zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 17. August 
2007 (GVOBl. Schl.-H. S. 426)“ ersetzt 
durch die Worte „zuletzt geändert durch Ar-
tikel 5 des Gesetzes vom 19. Januar 2012 
(GVOBl. Schl.-H. S. 89), Zuständigkeiten 
und Ressortbezeichnungen zuletzt ersetzt 
durch Artikel 9 der Verordnung vom 16. 
März 2015 (GVOBl. Schl.-H. S. 96)“.

 6. Tarifstelle 7.3.2 erhält folgende Fassung:

„7.3.2  Forstvermehrungsgutgesetz (FoVG) 
vom 22. Mai 2002 (BGBl. I S. 1658), 
zuletzt geändert durch Artikel 414 der 
Verordnung vom 31. August 2015 
(BGBl. I S. 1474)“

 7. Tarifstelle 14.1 erhält folgende Fassung:

„14.1  Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) 
vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), 
zuletzt geändert durch Artikel 421 der 
Verordnung vom 31. August 2015 
(BGBl. I S. 1474), in Verbindung mit 
dem Landesnaturschutzgesetz (LNatSchG) 
vom 24. Februar 2010 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 301, ber. S. 486), zuletzt geändert 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom  
27. Mai 2016 (GVOBl. Schl.-H. S. 162)“

 8. In Tarifstelle 14.1.1 wird die Angabe „§ 2 Abs. 5 
Satz 1“ durch die Angabe „§ 2 Absatz 4 Satz 1“ 

und die Angabe „§ 2 Abs. 5 Satz 2“ durch die 
Angabe § 2 Absatz 4 Satz 2“ ersetzt.

 9. In Tarifstelle 14.1.3.2 werden die Worte „Verord-
nung vom 26. April 2013 (GVOBl. Schl.-H. S. 219)“ 
durch die Worte „Artikel 5 des Gesetzes vom 
27. Mai 2016 (GVOBl. Schl.-H.S. 162)“ ersetzt.

10. In Tarifstelle 14.1.4 wird die Angabe „§ 11 
Abs. 2 LNatSchG“ durch die Angabe „§ 11 a 
LNatSchG“ ersetzt.

11.  In Tarifstelle 14.1.5 wird die Angabe „§ 11 
Abs. 3 LNatSchG“ durch die Angabe „§ 11 Ab-
satz 2 LNatSchG“ ersetzt.

12. Die Tarifstelle 14.1.6 wird gestrichen. 
13. Die Tarifstelle 14.1.8 wird zu Tarifstelle 14.1.6 

und wie folgt geändert:
Die Angabe „§ 11 Abs. 9 und 10“ wird durch 
die Angabe: „§ 11 Absatz 7 und 8“ ersetzt.

14. Die Tarifstelle 14.1.7 erhält folgende Fassung:
„14.1.7  Verlängerung der Eingriffs- 

genehmigung nach § 17 
Absatz 9 Satz 3 BNatSchG 
in Verbindung mit § 11 Ab- 
satz 9 LNatSchG 10 bis 510“

15. Die bisherigen Tarifstellen 14.1.9 bis 14.1.31 
werden zu Tarifstellen 14.1.8 bis 14.1.30.

16. In Tarifstelle 14.1.14 wird die Angabe „§ 28 a“ 
durch die Angabe „§ 28 b“ ersetzt.

17. In Tarifstelle 14.1.18 werden die Worte „Ver-
ordnung (EG) Nr. 1332/2005 vom 9. August 
2005 (ABl. EG Nr. L 215 S. 1)“ durch die Worte 
„Verordnung (EU) Nummer 1320/2014 vom 1. 
Dezember 2014 (ABl. L 361 S. 1)“ ersetzt.

18. Tarifstelle 14.1.20 erhält folgende Fassung:
„14.1.20  Zulassung von Ausnahmen 

nach § 2 Absatz 1 Satz 2 
Bundesartenschutzverordnung 
(BArtSchV) vom 16. Februar 
2005 (BGBl. I S. 258, ber. 
S. 896), zuletzt geändert durch 
Artikel 10 des Gesetzes vom  
21. Januar 2013 
(BGBl. I S. 95) 10 bis 50“

19. In Tarifstelle 14.1.27 werden die Worte „Zelt- 
und Campingplätzen“ durch das Wort „Cam-
pingplätzen“ ersetzt.

Artikel 2
Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkün-
dung in Kraft.

Die vorstehende Verordnung wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden.

Kiel, 11. Oktober 2016
Dr.  Robe r t  Habeck

Minister
für Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume

*) Ändert Allg. Gebührentarif vom 15. Oktober 2008, GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 2013-2-41
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Landesverordnung 
über die zuständige Behörde nach dem Kulturgutschutzgesetz 
(Kulturgutschutz-Zuständigkeitsverordnung - KGSGZustVO)

Vom 11. Oktober 2016
GS Schl.-H. II, Gl.Nr. B 244-2-2

Aufgrund des § 3 Absatz 1 Satz 2 des Kulturgut-
schutzgesetzes vom 31. Juli 2016 (BGBl. I  
S. 1914) verordnet die Landesregierung:

§ 1
Die für Kultur zuständige oberste Landesbehörde 
ist sowohl die zuständige Behörde als auch die zu-

ständige oberste Landesbehörde nach dem Kultur-
gutschutzgesetz vom 31. Juli 2016 (BGBl. I  
S. 1914).

§ 2
Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkün-
dung in Kraft.

Die vorstehende Verordnung wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden.

Kiel, 11. Oktober 2016
 T o r s t e n  A l b i g A n k e  S p o o r e n d o n k
 Ministerpräsident Ministerin
  Für Justiz, Kultur und Europa

Landesverordnung 
 zur Änderung der Landesverordnung über die Laufbahnen, Ausbildung und Prüfung  

der Fachrichtung Feuerwehr im Lande Schleswig-Holstein *)
Vom 15. Oktober 2016

Aufgrund 

1. des § 25 Absatz 2 Satz 2 in Verbindung mit Ab-
satz 1 des Landesbeamtengesetzes (LBG) und

2. des § 26 Absatz 1 LBG

verordnet das Ministerium für Inneres und Bundes-
angelegenheiten, zu Nummer 1 im Einvernehmen 
mit dem Ministerpräsidenten:

Artikel 1

§ 45 Absatz 3 der Landesverordnung über die 
Laufbahnen, Ausbildung und Prüfung  der Fachrich-
tung Feuerwehr im Lande Schleswig-Holstein vom 
30. November 2010 (GVOBl. Schl.-H. S. 729), zu-

letzt geändert durch Verordnung vom 25. Novem-
ber 2014 (GVOBl. Schl.-H. S. 380), erhält folgende 
Fassung:

„(3) Die Zulassung zum Auswahlverfahren für die 
Qualifizierungsmaßnahme nach Absatz 1 setzt die 
durch die berufliche Entwicklung nachgewiesene 
erforderliche Eignung voraus. Dazu gehört mindes-
tens eine dienstliche Beurteilung mit der höchsten 
Bewertungsstufe.“

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkün-
dung in Kraft. 

Die vorstehende Verordnung wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden.

Kiel, 15. Oktober 2016
S t e f a n  S t u d t

Minister
 für Inneres und Bundesangelegenheiten

*) Ändert LVO vom 30. November 2010, GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 2030-16-7

Anwendung der Vergabe- und Vertragsordnung für Bauleistungen (VOB) 
– Teil A Ausgabe vom 1. Juli 2016

GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 707-5-13

Verbindlicherklärung des Ministeriums für Wirt-
schaft, Arbeit, Verkehr und Technologie
vom 14. Oktober 2016

Gemäß § 3 Absatz 1 Satz 4 in Verbindung mit § 3 
Absatz 1 Satz 3 Nummer 2 des Gesetzes über die 
Sicherung von Tariftreue und Sozialstandards sowie 
fairen Wettbewerb bei der Vergabe öffentlicher Auf-
träge vom 31. Mai 2013 (GVOBl. Schl.-H. S. 239) 

(„TTG“) erklärt das Ministerium für Wirtschaft, Ar-
beit, Verkehr und Technologie für verbindlich:

Die Vergabe- und Vertragsordnung für Bauleistungen 
(VOB) Teil A, Abschnitt 1 in der Fassung der Bekannt-
machung vom 1. Juli 2016 (BAnz 1. Juli 2016, B4). 
§ 3 a Abs. 2 Nummer 1 und Absatz 4 Satz 2 sowie  
§ 20 Absatz 3 und § 12 Absatz 1 Nummer 1 letzter 
Halbsatz finden keine Anwendung. 

Kiel, 14. Oktober 2016 
Re i nha rd  Meye r

Minister
für Wirtschaft, Arbeit, Verkehr und Technologie
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Landesverordnung zur Änderung der Landesverordnung über die Laufbahnen, Ausbildung und 
Prüfung der Fachrichtung Feuerwehr im Lande Schleswig-Holstein

Verkündungen im Hochschul-Nachrichtenblatt  
des Ministeriums für Soziales, Gesundheit, Wissenschaft und Gleichstellung 

des Landes Schleswig-Holstein
Nach § 95 Absatz 1 Hochschulgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 5. Februar 2016 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 39) wird auf folgende im Hochschul-Nachrichtenblatt des Ministeriums für Soziales, Gesundheit, 
Wissenschaft und Gleichstellung des Landes Schleswig-Holstein (NBl. MSGWG Schl.-H.) verkündeten Lan-
desverordnungen hingewiesen:

Bezeichnung der Verordnung  Verkündet im NBl.  Tag des In-Kraft-
 HS MSGWG Schl.-H.  Tretens
 Nummer Seite

Landesverordnung zur Änderung der Hochschulhaus-
halteverordnung
Vom 1. September 2016 5/2016 67 1. Januar 2016
Ändert LVO vom 15. September 2011,
GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 221-24-19

Landesverordnung zur Erhebung und Verarbeitung
personenbezogener Daten für Verwaltungszwecke
der Hochschule und der Berufsakademie
(StudDatenVO)
Vom 8. September 2016 5/2016 70 30. September 2016
GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 221-24-24

Landesverordnung zur Änderung der Landesverordnung
zur Einteilung der Hochschuljahre und Unterrichtszeiten
an den staatlichen Hochschulen ab Wintersemester
2016/2017 bis Sommersemester 2018
Vom 21. September 2016 5/2016 80 30. September 2016
Ändert LVO vom 16. Februar 2016,
GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 221-24-22

Mitteilung der Schriftleitung
Letzte Ausgabe 2016 und erste Ausgabe 2017 des 
Gesetz- und Verordnungsblattes für Schleswig-Hol-
stein: 

Die letzte Ausgabe des Gesetz- und Verordnungs-
blattes für Schleswig-Holstein erscheint am  
22. Dezember 2016; Redaktionsschluss für diese 
Ausgabe ist am 5. Dezember 2016 (Manuskripte) 
bzw. am 16. Dezember 2016 (Urdokumente). 

Die erste Ausgabe des Gesetz- und Verordnungs-
blattes erscheint regulär am 26. Januar 2017. 
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Hinweis: Die vollständigen Fassungen aller geltenden Gesetze 
und Verordnungen können im Internet unter http:// 
www.schleswig-holstein.de (➝ Landesrecht) abgerufen 
werden.


